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Antrag   
der AfD-Fraktion 

„Adenauer SRP+“ an Schulen stoppen – politische Indoktrination auf Brandenburgs 
Schulhöfen verhindern 

Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert, 
 
1. die öffentlichen Schulen im Land Brandenburg unverzüglich anzuweisen, das Projekt 

„Adenauer SRP+“ des sogenannten Zentrums für Politische Schönheit weder als schu-
lische Veranstaltung noch im Rahmen von Unterricht, Projekttagen, Projektwochen 
oder sonstigen schulischen Formaten in Anspruch zu nehmen; 

 
2. sicherzustellen, dass Schulgelände nicht für politische Aktionen genutzt werden, bei 

denen einzelne Parteien oder deren Vertreter durch Gefängnisdarstellungen, Verhaf-
tungsinszenierungen oder vergleichbare Formen symbolischer Kriminalisierung öffent-
lich herabgesetzt werden; 

 
3. gegenüber den staatlichen Schulämtern und Schulleitungen klarzustellen, dass Ange-

bote externer politischer Akteure nur dann in schulische Veranstaltungen eingebunden 
werden dürfen, wenn die Grundsätze des Beutelsbacher Konsenses, insbesondere 
das Indoktrinationsverbot, sowie das Verbot politischer Werbung gemäß § 47 Absatz 
2 BbgSchulG gewahrt bleiben. 

Begründung: 
 
Am Freitag, den 5. Juni 2026 befand sich nach Kenntnis der Antragsteller der sogenannte 
„Adenauer SRP+“ des Zentrums für Politische Schönheit auf dem Schulhof des Schulcam-
pus Lehnin. Bei diesem Projekt handelt es sich nicht um ein neutrales Angebot politischer 
Bildung, sondern um eine gezielt gegen die AfD gerichtete politische Kampagneninszenie-
rung. Das Projekt arbeitet nach eigener Außendarstellung mit einer parteipolitischen Bot-
schaft gegen die AfD und stellt unter anderem die AfD-Bundessprecherin Alice Weidel in 
einer Gefängnis- bzw. Verhaftungssymbolik dar. 
 
Schule darf kein Ort parteipolitischer Einschüchterung, Bloßstellung oder einseitiger Agita-
tion sein. Politische Bildung hat Schüler zu eigenständigem Urteil zu befähigen. Sie darf 
Schüler nicht durch emotionalisierende Inszenierungen überwältigen oder ihnen eine be-
stimmte parteipolitische Bewertung als schulisch legitimierte Wahrheit präsentieren.  
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Das Brandenburgische Schulgesetz verpflichtet die Schule, Offenheit und Toleranz gegen-
über unterschiedlichen politischen Wertvorstellungen, Empfindungen und Überzeugungen 
zu wahren. Schüler dürfen nicht einseitig beeinflusst werden. Diese gesetzliche Vorgabe ist 
mit einer schulischen Nutzung von Projekten, die eine im Landtag und im Bundestag vertre-
tene Partei sowie deren Vertreter symbolisch kriminalisieren, nicht vereinbar.  
 
Auch nach den Maßstäben des Beutelsbacher Konsenses sind bei politischen Formaten in 
Schulen das Überwältigungsverbot, das Kontroversitätsgebot und die Befähigung der Schü-
ler zu eigener politischer Urteilsbildung zu beachten. Gerade bei Minderjährigen wiegt der 
Schutz vor einseitiger politischer Beeinflussung besonders schwer. 
 
Die Nutzung des Projekts „Adenauer SRP+“ auf einem Schulgelände überschreitet die 
Grenze zulässiger politischer Bildung. Wer politische Gegner in einer Gefängnis- oder Ver-
haftungssymbolik darstellt, betreibt keine ausgewogene Demokratiebildung, sondern eine 
parteipolitische Kriminalisierungsinszenierung. Ein solches Vorgehen ist geeignet, Schüler 
emotional gegen eine bestimmte demokratisch gewählte Partei einzunehmen und eine ei-
genständige, kontroverse Auseinandersetzung zu ersetzen. 
 
Die Landesregierung darf es daher nicht dulden, dass schulische Räume und Schulhöfe für 
parteipolitische Kampagnen genutzt werden, die unter dem Deckmantel der Demokratiebil-
dung eine Oppositionspartei delegitimieren. Demokratiebildung muss kontrovers, ausgewo-
gen und urteilsbildend sein. Sie darf nicht zur staatlich flankierten Kampagne gegen miss-
liebige politische Konkurrenz werden. 
 
Die Landesregierung ist deshalb aufgefordert, durch eine klare Weisung sicherzustellen, 
dass das Projekt „Adenauer SRP+“ sowie vergleichbare parteipolitische Kriminalisierungs-
inszenierungen künftig keinen Platz an Brandenburgs Schulen haben.

 


